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II.	 Erwägungen

A.	 Die vollstreckbare und formell 
rechtskräftige Veranlagungsverfügung  
als definitiver Rechtsöffnungstitel  
(Art. 165 Abs. 3 DBG)

Zunächst rief das Bundesgericht die Voraussetzungen für 
die Erteilung der definitiven Rechtsöffnung in Erinnerung, 
wenn dem definitiven Rechtsöffnungstitel eine öffentlich-
rechtliche Forderung zugrunde liegt. Die definitive Rechts-
öffnung wird für die Forderung erteilt, die auf einem voll-
streckbaren Entscheid eines schweizerischen Gerichts oder 
einer schweizerischen Verwaltungsbehörde beruht,1 wobei 
Verfügungen schweizerischer Verwaltungsbehörden den 
gerichtlichen Entscheiden gleichgestellt sind (E. 2.1.1).2 Im 
Steuerrecht ist die Verfügung betreffend eine Steuerfor-
derung vollstreckbar, wenn die Veranlagungsbehörde die 
Steuerforderung gegenüber dem Steuerpflichtigen für eine 
bestimmte Steuerperiode in einer Veranlagungsverfügung 
betragsmässig verbindlich festlegt.3 In Bezug auf die direk-
te Bundessteuer setzt Art. 165 Abs. 3 DBG für die Erteilung 
der definitiven Rechtsöffnung nach allgemeiner Auffassung 
zudem voraus, dass die Veranlagungsverfügung nicht nur 
vollstreckbar, sondern auch formell rechtskräftig ist. Folg-
lich liegt in diesem Fall eine nach SchKG vollstreckbare Ver-
anlagungsverfügung erst vor, wenn sie in formelle Rechts-
kraft erwachsen ist (E. 2.1.2).4

1	 Art. 81 Abs. 1 SchKG.
2	 Art. 80 Abs. 1 und Abs. 2 Ziff. 2 SchKG.
3	 Art. 131 DBG; Art. 41 Abs. 3 und Art. 46 Abs. 2 StHG.
4	 BGer, 5A_41/2018, E. 3.2.1 mit diversen Hinweisen; Ernst Blumenstein/

Peter Locher, System des schweizerischen Steuerrechts, 8. A, Zürich 
2023, 672.

I.	 Sachverhalt

Mit Zahlungsbefehl des Betreibungsamts Region Solothurn 
leitete die Schweizerische Eidgenossenschaft (Gläubigerin, 
Beschwerdegegnerin) gegen A (Schuldner, Beschwerdefüh-
rer) eine Betreibung auf Sicherheitsleistung ein. Als Forde-
rungsgrund nannte sie die Sicherstellungsverfügung vom 
9. November 2023, die auf CHF 1’065’000 nebst Zins zu 4 % 
seit 10. November 2023 lautete. Dagegen erhob der Schuld-
ner Rechtsvorschlag. Darüber hinaus focht der Beschwer-
deführer die Sicherstellungsverfügung an, wobei das Ver-
fahren im Zeitpunkt des Rechtsöffnungsverfahrens noch 
immer rechtshängig war.

Am 12. Dezember 2023 ersuchte die Gläubigerin das 
Richteramt Solothurn-Lebern um Erteilung der definitiven 
Rechtsöffnung. Am 12. März 2024 wies das Richteramt das 
Gesuch kostenpflichtig ab.

Die dagegen gerichtete Beschwerde der Gläubigerin 
hiess das Obergericht des Kantons Solothurn am 18. Juni 
2024 gut. Es hob das Urteil des Richteramts auf und erteilte 
definitive Rechtsöffnung im beantragten Umfang.

Mit Urteil vom 4. Februar 2025 hiess das Bundesge-
richt die dagegen erhobene Beschwerde des Schuldners 
gut, hob das Urteil des Obergerichts des Kantons Solothurn 
auf und wies das Rechtsöffnungsgesuch der Beschwerde-
gegnerin kostenpflichtig ab. Die Sache wurde zu neuer Ent-
scheidung über die Kosten- und Entschädigungsfolgen des 
kantonalen Verfahrens an das Obergericht des Kantons So-
lothurn zurückgewiesen.

Stéphanie Oneyser, MLaw, Rechtsanwältin bei 
Walder Wyss AG, Zürich.
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B.	 Die Sicherstellungsverfügung 
als Arrestbefehl (Art. 169 Abs. 1 DBG)

In der Folge setzte sich das Bundesgericht mit den Beson-
derheiten des Steuerarrests auseinander. Hat der Steuer-
pflichtige keinen Wohnsitz in der Schweiz oder erscheint 
die Bezahlung der von ihm geschuldeten Steuer als ge-
fährdet, so kann die kantonale Verwaltung für die direk-
te Bundessteuer auch vor der rechtskräftigen Feststellung 
des Steuerbetrags jederzeit Sicherstellung verlangen. Die 
von der kantonalen Steuerverwaltung erlassene Sicherstel-
lungsverfügung gilt als Arrestbefehl nach Art. 274 SchKG, 
der vom Betreibungsamt zu vollziehen ist (Art. 170 Abs. 1 
DBG). Die Sicherstellungsverfügung gibt den sicherzu-
stellenden Betrag an und ist sofort vollstreckbar. Gemäss 

Art. 169 Abs. 1 DBG hat sie im Betreibungsverfahren die glei-
chen Wirkungen wie ein vollstreckbares Gerichtsurteil. Be-
schwerden gegen Sicherstellungsverfügungen haben keine 
aufschiebende Wirkung (Art. 169 Abs. 4 DBG) (E. 2.2.1).

Die eigentliche fiskalische Beschlagnahme (Steuer-
arrest) nach Art. 169 DBG richtet sich ausschliesslich nach 
dem DBG (Art. 44 SchKG).5 Obschon öffentlich-rechtliche 
und privat-rechtliche Forderungen in der Vollstreckung 
grundsätzlich gleichgestellt sind,6 kommt dem Staat in der 
Steuerdurchsetzung ein Privileg gegenüber anderen Gläu-
bigern zu, indem seine Sicherstellungsverfügung als Ar-
rest gemäss Art. 274 Abs. 1 SchKG gilt, der ohne weitere ge-
richtliche Anordnung vom Betreibungsamt zu vollziehen 
ist (Art. 170 Abs. 1 DBG). Eine Arresteinsprache gegen die Si-
cherstellungsverfügung ist ausserdem nicht möglich. Wer-
den die Voraussetzungen einer Sicherstellung bestritten, 
so kann einzig Einsprache bei der Steuerbehörde oder Re-
kurs bei der jeweiligen Beschwerdeinstanz erhoben werden 
(E. 2.2.2).7

5	 BGer, 5A_137/2018, 5A_138/2018 und 5A_140/2018, E. 3.1.1; BGer, 5A_150/ 
2015, E. 5.2.

6	 BGE 134 III 37 E. 4.1; BGE 120 III 20 E. 2; BGer, 5A_487/2023 (BGE 150 III 
332), E. 2.5.1.

7	 Hans Frey, in: Martin Zweifel/Michael Beusch (Hrsg.), Kommentar zum 
Schweizerischen Steuerrecht, Bundesgesetz über die direkte Bundes-

C.	 Die Sicherstellungsverfügung als 
«Prosequierungsklage» und definitiver 
Rechtsöffnungstitel in der Betreibung  
auf Sicherheitsleistung

Im Zusammenhang mit der Betreibung auf Sicherheitsleis-
tung zwecks Prosequierung des Steuerarrests untersuchte 
das Bundesgericht die Frage, ob die nämliche Sicherstel-
lungsverfügung in der Betreibung auf Sicherheitsleistung 
zur Erteilung der definitiven Rechtsöffnung berechtigt, 
auch wenn sie noch nicht formell rechtskräftig ist. Das Bun-
desgericht stellte zunächst fest, dass es sich im von der Erst-
instanz zitierten Urteil BGer 5A_41/2018 nicht vertieft mit 
dieser Frage auseinandergesetzt hatte und dass die dort zi-
tierte Lehre ihre Auffassung zu dieser Frage nicht begrün-
dete (E. 5.1). 

In der Folge legte das Bundesgericht Art. 169 DBG aus 
und setzte sich mit der Frage auseinander, ob Art. 169 DBG 
für die Erteilung der definitiven Rechtsöffnung in der Be-
treibung auf Sicherheitsleistung eine formell rechtskräfti-
ge Verfügung wie Art. 165 Abs. 3 DBG für die Veranlagung 
voraussetzt. Es kam in grammatikalischer Auslegung zum 
Schluss, dass sich der Wortlaut von Art. 165 Abs. 3 DBG von 
demjenigen von Art. 169 Abs. 1 DBG unterscheidet, was für 
eine unterschiedliche Regelung spricht (E. 6.3.1). Auch die 
systematische Auslegung bietet gemäss Bundesgericht An-
haltspunkte dafür, dass Art. 169 DBG eine lex specialis zu 
Art. 165 DBG darstellen könnte (E. 6.3.2). 

Im Rahmen der teleologischen Auslegung kam das 
Bundesgericht jedoch zu einem anderen Ergebnis. Es er-
wog, dass für die Arrestprosequierung im Steuerrecht ne-
ben der Einleitung eines Veranlagungs-, Nachsteuer- oder 
Bussenverfahrens auch der Erlass einer Sicherstellungs-
verfügung in Frage kommt. Hat ein Steueramt ein Arrest-
verfahren eingeleitet, stützt sich dieses praxisgemäss auf 
eine Sicherstellungsverfügung. Das Verfahren, in dem die 
Sicherstellungsverfügung erlassen wird, gilt als Klage-
erhebung im Sinne von Art. 279 Abs. 1 SchKG.8 Die Steuer-
ämter haben demzufolge erst nach Rechtskraft der Sicher-
stellungsverfügung eine Betreibung einzuleiten (E. 6.3.3).9 

steuer (DBG), 4. A., Basel 2022 (zit. StR-Komm. DBG-Bearbeiter/in), 
Art. 170 N 21; Hans Frey, in: Martin Zweifel/Michael Beusch (Hrsg.), 
Kommentar zum Schweizerischen Steuerrecht, Bundesgesetz über die 
Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden 
(StHG), 4. A., Basel 2022 (zit. StR-Komm. StHG-Bearbeiter/in), Art. 78 
N 4 und N 18 ff.; vgl. auch BGer, 5A_487/2023 (BGE 150 III 332), E. 2.5.3 mit 
Hinweis; BGer, 5A_137/2018, 5A_138/2018, 5A_140/2018, E. 3.1.1.

8	 BGer, 5A_559/2020, E. 2.2.2.
9	 Remo Crestani, Rolle und Aufgaben des Betreibungsamts im Arrestver-

fahren, ZZZ 2017/2018, 162 ff., 173; vgl. BGer, 5A_137/2018, 5A_138/2018, 
5A_140/2018, E. 3.4.1.

Im Gegensatz zum SchKG-Arrest,  
der mittels ordentlicher Betrei- 
bung oder Klageanhebung zu 
 prosequieren ist, hängt die Art der 
Prosequierung des Steuerarrests 
grundsätzlich von der Rechtskraft  
der Steuerveran lagung ab.
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Damit ist die Sicherstellungsverfügung, die eine Aufforde-
rung an den Steuerpflichtigen enthält, Sicherheiten jegli-
cher Art an die verfügende Steuerbehörde zu leisten, nicht 
nur Arrestgrund, sondern zugleich auch Arrestbefehl. Mit 
dem Steuerarrest wird dem Staat folglich ermöglicht, Ver-
mögensgegenstände des Steuerpflichtigen zu arrestieren 
und diesen durch Betreibung auf Sicherheitsleistung zu 
prosequieren, auch wenn die sicherzustellende Steuerfor-
derung noch gar nicht rechtskräftig veranlagt wurde. Damit 
wird der Staat gegenüber den anderen Gläubigern doppelt 
privilegiert, was in der Lehre als problematisch beurteilt 
wird. In diesem Zusammenhang erwog das Bundesgericht, 
dass die Lehre und die kantonale Rechtsprechung, welche 
die Kumulation des Arrests mit der Betreibung auf Sicher-
heitsleistung als zulässig erachten, die formelle Rechtskraft 
der Sicherstellungsverfügung für die Durchführung der Be-
treibung auf Sicherheitsleistung und die Erteilung der defi-
nitiven Rechtsöffnung verlangen (E. 6.3.4). 

Das Bundesgericht kam zum Schluss, dass der Ge-
setzgeber die Steuer- und Zollbehörden mit dem Erlass der 
Spezialbestimmungen im Steuerarrest10 zwar privilegieren 
wollte. Dieses Bestreben steht aber im Spannungsverhältnis 
zum Grundsatz der Gleichbehandlung des öffentlich- und 
privatrechtlichen Gläubigers, auf dem das Schuldbetrei-
bungsrecht beruht,11 weshalb angenommen werden muss, 
dass sich der Gesetzgeber nicht über Gebühr vom Grund-
satz der Gleichbehandlung öffentlich- und privatrechtlicher 
Gläubiger entfernen wollte. Für das Bundesgericht besteht 
der einzige legitime Zweck der Spezialbestimmungen darin, 
dass den betroffenen Behörden der Gang zum Arrestgericht 
erspart bleibt. Eine weitere Privilegierung dahingehend, 
dass auch für eine nicht rechtskräftige Sicherstellungsver-
fügung in der Betreibung auf Sicherheitsleistung Rechts-
öffnung erteilt wird, erachtete das Bundesgericht als nicht 
sachgerecht (E. 6.3.5). Gemäss Bundesgericht ist es auf-
grund der ratio legis von Art. 169 Abs. 1 Satz 2 DBG, der nur 
die Funktion der Sicherstellungsverfügung als Arrestbefehl 
betrifft, daher ausgeschlossen, in das Eigentum der Steuer-
pflichtigen einzugreifen und dieses zu verwerten, bevor 
ein vom Schuldner angerufenes Verwaltungsgericht über 
die Voraussetzungen der Sicherstellung materiell entschie-
den hat. Das Bundesgericht kam daher zum Schluss, dass 
die Betreibung auf Sicherheitsleistung erst nach Eintritt 
der Rechtskraft der Sicherstellungsverfügung fortgesetzt 

10	 Art. 169 f. DBG, Art. 43 StG, Art. 93 MWSTG, Art. 23 MinöStG, Art. 67 
AlkG, Art. 47 VStG, Art. 76 und Art. 81 ZG sowie Art. 78 StHG.

11	 BGE 134 III 37 E. 4.1; BGE 120 III 20 E. 2; BGer, 5A_487/2023 (BGE 150 III 
332), E. 2.5.1.

werden kann. Dementsprechend bildet erst die rechtskräf-
tige Sicherstellungsverfügung einen definitiven Rechts-
öffnungstitel im Sinne von Art. 80 Abs. 2 Ziff. 2 SchKG 
(E. 6.3.6). 

D.	 Rechtsanwendung im konkreten Fall

Da das Verfahren gegen die Sicherstellungsverfügung vom 
9. November 2023 im Zeitpunkt des Rechtsöffnungsverfah-
rens noch nicht abgeschlossen und die Sicherstellungsver-
fügung noch nicht formell rechtskräftig war, verneinte das 
Bundesgericht das Vorliegen eines definitiven Rechtsöff-
nungstitels und verweigerte die definitive Rechtsöffnung 
(E. 6.4.2). Das Bundesgericht wies aber darauf hin, dass die 
Abweisung des Rechtsöffnungsgesuchs den Bestand des Ar-
rests unberührt lässt12 und dass die Prosequierungsfrist da-
mit erst mit der Rechtskraft der Sicherstellungsverfügung 
zu laufen beginnt (E. 6.4.3).

III.	 Bemerkungen

A.	 Der Grundsatz der Gleichbehandlung 
von öffentlich-rechtlichen und 
privatrechtlichen Forderungen

Geldleistungen sind unabhängig von ihrer Natur ausschliess
lich auf dem Weg der Schuldbetreibung zu vollstrecken 
(Art. 38 Abs. 1 SchKG). Das Schuldbetreibungsrecht beruht 
dabei auf dem Grundsatz der Gleichbehandlung des öf-
fentlich- und privatrechtlichen Gläubigers, weshalb öffent-
lich- und privatrechtliche Forderungen in der Vollstreckung 
gleichgestellt sind. Diesen Grundsatz hat das Bundesgericht 
vor kurzem in BGE 150 III 332 bestätigt.

Dieser Grundsatz erlebt jedoch im SchKG einige we-
sentliche Ausnahmen. So war die Konkurseröffnung für 
Steuerforderungen bis zum 31. Dezember 2024 ausge-
schlossen.13 Sodann kann die Steuerbehörde keine provi-
sorische Rechtsöffnung für Forderungen verlangen, da die 
Forderung nicht vor dem Zivilgericht oder mit Klage an das 
kantonale Verwaltungsgericht geltend gemacht werden 
kann.14 Im Betreibungsverfahren ist der Staat aber insofern 
privilegiert, als er kraft Art. 80 Abs. 2 Ziff. 2 SchKG im Ge-
gensatz zum Gläubiger einer privatrechtlichen Forderung 

12	 Art. 279 Abs. 5 Ziff. 1 SchKG analog.
13	 aArt. 43 Ziff. 1 SchKG.
14	 Elisabeth Escher/Marco Levante, Schnittstellen zwischen SchKG 

und Verwaltungsrecht, ZZZ 2021, 737 ff., 743 mit Hinweisen; daran ändert 
nichts, wenn die Forderung unterschriftlich oder in einer öffentlichen 
Urkunde anerkannt worden ist.
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das Recht hat, den definitiven Rechtsöffnungstitel selbst zu 
erlassen, ohne vorher ein Gericht anrufen zu müssen.15 

Überdies sieht u.a. das DBG vor, dass die definiti-
ve Rechtsöffnung in der ordentlichen Betreibung für eine 
Steuerforderung nur dann zu erteilen ist, wenn die Veranla-
gungsverfügung nicht nur vollstreckbar, sondern auch for-
mell rechtskräftig ist (Art. 165 Abs. 3 DBG). Dies stellt einen 
wichtigen Unterschied zu privatrechtlichen Forderungen 
vor, denen lediglich ein vollstreckbarer Entscheid zugrun-
de liegen muss (Art. 80 Abs. 1 SchKG); wurde gegen den zi-
vilrechtlichen Entscheid ein Rechtsmittel erhoben, dem 
keine aufschiebende Wirkung zukommt bzw. dem keine 
aufschiebende Wirkung erteilt wurde, so ist der Entscheid 
vollstreckbar und berechtigt zur definitiven Rechtsöffnung, 
auch wenn er noch nicht formell rechtskräftig ist.16 

B.	 Die Privilegierung der Steuerbehörde im 
Steuerarrest als (gewichtige) Ausnahme

Der Grundsatz der Gleichbehandlung der Geldleistungen 
im Vollstreckungsrecht kennt eine weitere gewichtige Aus-
nahme im Bereich der vorläufigen Sicherstellung der Steuer
forderung. Art. 44 SchKG sieht u.a. vor, dass die Verwer-
tung von Gegenständen, die aufgrund fiskalischer Gesetze 
mit Beschlag belegt sind, nach den zutreffenden eidgenös-
sischen oder kantonalen Gesetzesbestimmungen erfolgt. 
Dem Staat kommt hier ein Privileg gegenüber anderen Gläu-
bigern zu, indem er für die direkte Bundessteuer und die 
kantonalen Steuern jederzeit und ohne ein Gericht anrufen 
zu müssen, eine Sicherstellungsverfügung erlassen kann, 
die als Arrestbefehl nach Art. 274 SchKG gilt (Art. 170 Abs. 1 
DBG und Art. 78 StHG). 

Im Bereich der direkten Bundessteuer ist der Steuerar-
rest in Art. 169 f. DBG geregelt. Dieses staatliche Privileg war 
bereits in Art. 118 und 119 des Bundesbeschlusses über die 
Erhebung einer direkten Bundessteuer (BdBSt) verankert, 
der vor dem Inkrafttreten des DBG galt, und ohne Weiteres 
in das DBG übernommen wurde.17 An dieser Stelle ist anzu-
merken, dass das Bundesgericht im vorliegenden Entscheid 
BGer 4A_435/2024 die historische Gesetzesauslegung zwar 
erwähnt hat. Das Bundesgericht hat aber auf die vertiefte his-
torische Auslegung von Art. 169 DGB ohne nähere Begrün-
dung verzichtet und sich dabei auf die teleologische Ausle-

15	 Manuel Chenal, Recouvrement des créances de droit public selon la LP, 
BlSchK 2022, 54 ff., 56.

16	 BGE 146 III 284 E. 2.
17	 Botschaft vom 25. Mai 1983 zu Bundesgesetzen über die Harmonisierung 

der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden sowie über die direkte 
Bundessteuer (Botschaft über die Steuerharmonisierung), BBl 1983 III 1, 
221.

gung fokussiert. Dadurch wurde die Chance verpasst, den 
historischen Hintergrund dieses Privilegs zu untersuchen.18 

Im Gegensatz zum SchKG-Arrest, der grundsätzlich 
der Sicherung fälliger Forderungen dient, lässt Art. 169 
Abs. 1 DBG Sicherstellungsverfügungen auch vor der rechts-
kräftigen Feststellung des Steuerbetrags, der Bussen oder 
Kosten zu. Die Sicherstellung kann daher bereits vor Fällig-
keit und auch für nur mutmasslich geschuldete Steuern ver-
langt werden.19

Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung geht 
der Steuerarrest dem SchKG-Arrest als lex specialis vor.20 
Obschon Art. 271 ff. SchKG auf den Steuerarrest anwendbar 
sind, sind die Arrestvoraussetzungen im Steuerarrest aus-
schliesslich in Art. 169 Abs. 1 DBG geregelt. Zudem stellt die 

Sicherstellungsverfügung gemäss Art. 169 DBG einen Ar-
restbefehl in Sinne von Art. 274 SchKG dar, d.h., die Steuer-
behörde erlässt den Arrestbefehl selbst (Art. 170 DBG). 

Das Privileg des Staats scheint sich damit grundsätz-
lich im Sonderverfahren, das zum Erlass der Sicherstel-
lungsverfügung als Arrestbefehl führt, sowie in den Arrest-
voraussetzungen zu erschöpfen. Insbesondere unterschei-
den sich Sinn und Zweck von Steuerarrest und reinem 
SchKG-Arrest nicht: Beide haben inhaltlich die gleiche Si-
cherungsfunktion.21 Wie der SchKG-Arrest muss auch der 
Steuerarrest nach Art. 279 SchKG prosequiert werden.22 
Ausserdem wird die Durchsetzung der Steuerforderung 
vom Vorbehalt gemäss Art. 44 SchKG nicht erfasst.23 Sodann 
kann der Staat für einen ungerechtfertigten Steuerarrest 
nach Art. 273 SchKG haften.24 

18	 Das Privileg galt zunächst nur in Bezug auf die Bundessteuer, vgl. BGE 
108 III 105. Die Möglichkeit für die Kantone, ihre Steuern mittels Steuer-
arrests zu sichern, wurde erst mit Art. 78 StHG eingeführt, vgl. StR-
Komm. StHG-Frey (FN 7), Art. 78 N 1.

19	 StR-Komm. DBG-Frey (FN 7), Art. 169 N 7.
20	 BGE 148 III 138 E. 3.5.1 m.H.
21	 BGE 150 III 332 E. 2.5.4.
22	 BGE 143 III 573 E. 4.1.1; BGE 145 III 30 E. 7.3.3; StR-Komm. DBG-Frey 

(FN 7), Art. 170 N 29.
23	 BGE 115 III 1 E. 3b.
24	 BGE 150 III 332 E. 2.6.4.

Das Bundesgericht hat die Tragweite 
der staatlichen Privilegien in der 
Prosequierung des Steuerarrests 
eingeschränkt. 
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C.	 Die weitere Privilegierung des Staats  
in der Prosequierung des Steuerarrests

Das staatliche Privileg im Steuerarrest geht jedoch noch 
weiter. Im Gegensatz zum SchKG-Arrest, der mittels ordent-
licher Betreibung oder Klageanhebung zu prosequieren ist, 
hängt die Art der Prosequierung des Steuerarrests grund-
sätzlich von der Rechtskraft der Steuerveranlagung ab. 

Ist die Steuerveranlagung im Zeitpunkt der Arrest-
legung rechtskräftig, so ist der Steuerarrest mittels Betrei-
bung auf Geldzahlung zu prosequieren. Erhebt der Schuld-
ner Rechtsvorschlag, so ist das Vorliegen eines definitiven 
Rechtsöffnungstitels (Veranlagungsverfügung) im Rahmen 
der Rechtsöffnung zu prüfen. Wurde das Veranlagungs-
verfahren vor Arrestlegung bereits eingeleitet und ist das 
Verfahren jedoch noch nicht abgeschlossen, ist der Arrest 
innert zehn Tagen ab Eröffnung des Entscheids mittels Be-
treibung auf Zahlung zu prosequieren.25 

Ist die Veranlagung nicht rechtskräftig bzw. wur-
de kein Veranlagungsverfahren eröffnet, kann die Steuer
behörde den Steuerarrest mittels Betreibung auf Sicher-
heitsleistung (Art. 38 Abs. 1 SchKG) prosequieren.26 In der 
Betreibung auf Sicherheitsleistung im steuerlichen Kontext 
wird der Sicherstellungsanspruch des Staats durchgesetzt, 
was im Endergebnis dazu führt, dass dem Staat ein Pfand 
eingeräumt wird.27 Das Bundesgericht hat dieses Vorzugs-
recht des Staats als zulässig erachtet und begründet dieses 
Privileg dadurch, dass die rechtskräftige Sicherstellungs-
verfügung einen auf Sicherheitsleistung lautenden Forde-
rungstitel darstellt, der im Betreibungsverfahren die glei-
che Wirkung hat wie ein vollstreckbares Gerichtsurteil.28 
Dies ist wahrscheinlich der Grund, weshalb das Bundes-
gericht im vorliegenden Entscheid das staatliche Privileg 
grundsätzlich nicht in Frage gestellt hat. 

Folglich ist die Funktion der Sicherstellungsverfü-
gung nicht nur im Steuerarrest, sondern auch in der Betrei-
bung auf Sicherheitsleistung zentral: Sie ist nicht nur ein 
Arrestbefehl, sondern fungiert gleichzeitig auch als «Klage-
anhebung» nach Art. 279 Abs. 1 SchKG in der Betreibung auf 
Sicherheitsleistung.29 

An dieser Stelle ist zu präzisieren, dass die Betreibung 
auf Sicherheitsleistung keine besondere Betreibungsart 
i.S.v. Art. 38 SchKG ist, sondern eine Betreibung mit einem 
besonderen Ziel, nämlich die blosse Sicherheitsleistung. 

25	 BGer, 5A_559/2020, E. 2.1.2; StR-Komm. DBG-Frey (FN 7), Art. 170 N 32.
26	 BGer, 5A_559/2020, E. 2.1.1; StR-Komm. DBG-Frey (FN 7), Art. 170 N 37.
27	 Hans Reiser, Der Steuerarrest, ZZZ 2017/2018, 69 ff., 73.
28	 BGer, 5A_149/2018, E. 3.4.1.
29	 BGer, 5A_137/2018, 5A_138/2018, 5A_140/2018, E. 3.4.1.

Die vom Schuldner geleistete Sicherheit wird hinterlegt und 
dem Gläubiger erst zur Verfügung gestellt, wenn er die Be-
gründetheit der sichergestellten Forderung dartut.30 Das 
Verfahren der Betreibung auf Sicherstellung verläuft im Üb-
rigen grundsätzlich gleich wie jenes auf Geldzahlung.31 Im 
Zusammenhang mit der Sicherstellungsverfügung kommt 
aufgrund des gesetzlichen Anspruchs des Staats auf Si-
cherstellung lediglich die Erteilung der definitiven Rechts-
öffnung in Frage. Im Rechtsöffnungsverfahren prüft das 
Rechtsöffnungsgericht daher nur, ob ein definitiver Rechts-
öffnungstitel für den Sicherheitsleistungsanspruch (d.h. 
eine Sicherstellungsverfügung) vorliegt. Über den Bestand 
der zu sichernden Forderung wird nicht entschieden. Die-
ser wird ausschliesslich im Rahmen des Rechtsmittels ge-
gen die Sicherstellungsverfügung im Sinne einer Vorfrage 
geprüft, wobei sich die Rechtsmittelinstanzen bei der Über-
prüfung auf eine Prima-facie-Würdigung der tatsächlichen 
Verhältnisse beschränkt.32 Vor diesem Hintergrund ist die 
Auslegung des Bundesgerichts von Art. 169 DBG im Ergeb-
nis richtig und nicht zu beanstanden.

D.	 Fazit

Das Bundesgericht hat die Tragweite der staatlichen Privile-
gien in der Prosequierung des Steuerarrests eingeschränkt. 
Da die Prüfung der Steuerarrestvoraussetzungen lediglich 
im Rahmen des Rechtsmittelverfahrens gegen die Sicher-
stellungsverfügung erfolgt und der Steuerarrest bereits mit 
dem Erlass der Sicherstellungsverfügung als prosequiert 
gilt, erscheint es sachlogisch, dass nur eine formell rechts-
kräftige Sicherstellungsverfügung zur definitiven Rechts-
öffnung in der Betreibung auf Sicherheitsleistung berech-
tigt. Allerdings stellt sich die Frage, ob der Entscheid des 
Bundesgerichts das staatliche Privileg im Ergebnis effektiv 
einschränkt, da der Steuerarrest (und damit das staatliche 
Privileg) während des Rechtsmittelverfahrens aufrechter-
halten bleibt.

30	 BSK SchKG I-Acocella, Art. 38 N 15 (m.w.H.), in: Daniel Staehelin/Tho-
mas Bauer/Franco Lorandi (Hrsg.), Bundesgesetz über Schuldbetreibung 
und Konkurs I, Basler Kommentar, 3. A., Basel 2021.

31	 BGE 136 III 528 E. 3.2.
32	 StR-Komm. DBG-Frey (FN 7), Art. 169 N 67.




